
Andrea Behrends 
Schutz der Umwelt (Art. 20 a GG) 
und gesetzgeberische Behandlung der 
regenerativen Energieerzeugung 

Art. 20a GG enthält keine Vorgaben für eine umweltgerechte Gestaltung der 
Stromversorgung. Die Autorin vertritt die These, daß das Grundgesetz aber 
einen Handlungsauftrllg an den Gesetzgeber beinhaltet, Gesetze zu erlassen, 
die einen Beitrag zur umweltschonenden Energieerzeugung leisten. Mit dem 
Erneuerbare-Energien-Gesetz hat der Gesetzgeberverfassungsrechtliche Beden­
ken ausgerizurnt, die gegenüber dem Vorläufergesetz, dem Stromeinspeisungs­
gesetz, bestanden. Vor allem ist nun eine bundesweite Regelung geschaffen 
worden, die finanzielle BeL:tstungen ausgLeichen soll, die durch die Stromein­
speisung entstehen. Die Auwrin meint, daß für den weiteren Ausbau der umwelc­
freundLichen Energieerzeugung das Vertrauen der Investoren und der finanzie­
reTlden Banken in die Europamäßigkeit des Gesetzes erforderlich ist. Auf dieser 
rechtlichen Ebene bestehen nach wie vor Zweifel an der Rechtmäßigkeit der 
gesetzlichen Regelung. 

Die Red 

I. Vorbemerkung 

Die Verhandlungen über eine Neuregelung des Stromeinspeisungsgesetzes (StrEG)' 
sind mit der Verabschiedung des Erneuerbare-Energien-Gesetzes (EEG)' zu einem 
erfolgversprechenden Abschluß gekommen. Das Gesetz emspricht im wesentlichen 
dem Gesetzenrwurf der Fraktionen SPD und Bündnis 90IDie Griinenl, der im 
Dezember J999 in den Bundestag eingebracht wurde. Nach überraschend zügigen 
Beratungen in den Fachausschüssen verabschiedece der Bundestag am Z5. Februar 
2000 in zweiter und dritter Lesung das Gesetz, das am J . April in Kraft getreten ist". In 
ihm manifestiert sich der gesetzgeberische Wille, die erneuerbaren Encrgierräger in 
Zukunft weiterhin zu fördern. Das Gesetz stellt angesichts des politisch beschlos­
senen Aussriegs der Bundesrepublik aus der Kernenergie ein Instrument dar, sich 
langfristig von der CO,-emittierenden Energieerzeugung mit Hilfe fossiler Energie. 
träger unabhängig zu machen. 
Vor dem Hintergrund des seit Mai 1998 beim Bundesverfassungsgericht anhängigen 

, Ge:terz über die Einspeisung von Strom lUS erneuerbaren Energi~n in das öffentliche Ne!2 vom 7. r , . '990 
(RGBI. I S. ~6H), zuleL>.t gciindc" durch An.1 dos Gr.,crzes zur Neuregdung des Rechte, der Energie­
",i",ch.1r vom 18.4. '998 (3GBI. I S. 7)0, 7)6) . 

.1. G"SClZ. für deo Vorr",ng ErneuC"rb.lrcr Energien (ErneucrbAr~-EI"l(:rgien-Gc.lctr: - EEG) vom 19. } . 1.000 

(BGBI. I S. ,05)· 
J Entwurf eines Gesetzes tur Forderung der Srromcrzcugung aus erneuerbaren Energien (Erncuerbarc­

En<rgien-Gcsetz - EEG) BT-Dr<. '411)41. 

4 Die Zustimmung de, Bundesrates, dit notwendig geworden ""~r, weil in § r' Ab,. S Sat~ ) EEG dem 
Pr.is,dcmcn des zusrändigen Oborbndcsgcnchtes eine Vcrmitllcrrolle boi Konniktcn mit der bundesweiten 
A usclcidurcgdung zugewiesen wurde, wurde.m '7· J. 1000 erteih. 
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Verfassungsbeschwerdeverfahrens der PreußenElektra gegen das Stromeinspeisungs­
gesetz l und im Hinblick auf das Erneuerbare-Energien-Gesetz erscheine eine Über­
prüfung der verfassungsrechdichen Rahmenbedingungen der Förderung erneuerba­
rer Energien sinnvoll und erforderlich. 
Dieser Beitrag befaßt sich, nachdem zunächst auf die Bedeurung des Staatsziels 
Umweltschutz (Art. 20a GG) für staatliches Handeln allgemein eingegangen wird 
(II.), insbesondere mit der Grundsatzproblematik, ob und inwieweit sich aus dem in 
Art. 20 a GG verfassungsrechtlich verankerten Staatszie! Umweltschutz Determinan­
ten für die zukünitige Energiepolicik im Bereich der regenerativen Energiegewinnung 
(III.) ergeben. Daruher hinaus wird näher darauf eingegangen, ob und in welchem 
Umfang vor dem Hintergrund der sich seit April 1998 abz.eichnenden Ungeeignetheit 
des Stromeinspeisungsgesetzes, z.ukünftig die Ausnutzung erneuerbarer Energien 
wirksam zu fördern, eine verfassungsrechtliche Nachbesserungspllicht des Gesetz­
gebers bestand (IV.). Schließlich wird das komplizierte Regelwerk des neuen Erneu­
erbare-EnergieD-Gesetzes kurz dargestellt (V.) sowie eine abschließende Bewenung 
vorgenommen (VI.). 

JI. Die Bedeutung des Staatsziels Umweltschutz (Art. oloa GG) für scaat­
liches Handeln 

Bis zum Inkrafttreten des Art. 20 a GG 1994° fand ein Schutz der natürlichen Lebens­
grundlagen nur nach Maßgabe umwelrbezogener Teilgewährleisrungen in bestimm­
ten Grundrechten statf. Die niche unmittelbar lebens-, gesundheits- oder eigenrums­
gefahrdenden Umwelteingriffe waren mit dem bestehenden Grundrechtsinstrumen­
tarium freilich nicht in den Griff zu bekommen!. Die verbleibenden Schutzlücken 
insbesondere hinsichtlich des Lebens- und Gesundhejtsschutzes künftiger Genera­
tionen, des Schutzes öffentlicher Grundstücke und öffentlicher Gewässer, der Öko­
systeme, der Anenvielfalt, des Klimas und der Ressourcenbewirtschafrung sollten 
durch das neugeschaffene $ta.atszic\ Umweltschutz gcsch.lossen werden9• 

I Az. , BvR 890/98. 
6 Durch das 4'. Änderungsße<N2 zum GG vom ~7. 10. '994; 8GBI. J )146. 
7 Dcr Auffas:nmg, das Grundgesct2. cmhiehe schon "or Einfügung d<.! An. 10' eine durch den objcklivm 

Gch,\, der Grundrecht. (vgl. d..,u BVcrfGE 7, '98, 'oS; 14, ,69, ,SO; SI, '4', 114; st. Rspr.) venniuche 
sLu!liche Umwcluchutzpflicht - danach soU z. B. jedes Grundrecht zunlch" zu sei"cr VcrwirklichutlS d .. 
Vorhandc"sein exiSlcnznorwencligcr Lebeßsumsunde vo .. usset~cn -, schloß 6ieh die GemcinSlmc Ver­
r.ssung!kommis.s;on vOn Bundestag u"d Bundesr« nicht In . Die Komm;ssion betT.eluClc vidmthr e;n 
StaatS.<!id • Umwdts,hul>~ als;m Grundge.ct7. nicht enthalten. Begrundct Mlrde dies eintrscilS historisch, 
weil der Umwehschulz bei der Emel1ung des Grundgcscnes im Gegcn531z zum Sozl.l- und RechlSsualS ' 
pon"Zotp keine Rolle gespielt h2.be, ;,,~dereueiu; folgre m;n d:1mi( dr:r in dcrS3.chvcrStlndigcrunhorung g:m7. 
überwiegend ,"ertrettnen Auffassung. Siehe d.zu mit weilcren Nachwe;sen, Uhlc, Da., S .. alSzici -Umwell' 
schutz< im System der grondge.etzlichen Ordnung, DÖV 199J, S. 947 H., 948. 

8 Zum Schutzuml..ng dc. An. LAb,. 2 GG ;m Hinblick .uf Umweltbellstigungcn siehe l. B. BVerfGE S6, 14 
(7J fl.) - FlughaIen Diissddorf-Loh~usen -; ~usführlich zum grundgcsctzlichcn Um"'cltschut~ vo r t?9~' 
Uhle, DÖV 199J, S. 948. 

9 Dies. Aufgabe erfüllt I\n. LOl GG aber nur zu einem Teil. Siehe dazu Bemsdorff, Po.<itivierung des 
Umwehschutzcs im Gru"dgcsel'- (Art. 20 1 GG), NuR '9;J7, S.)18 ff .. }l? m.w.N. 
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1. Die rechtsgrundsätzliehe Bedeutung der Staatszielbc5timmung 

Nach Wordaut, Funk,ion und Standon der Vorschrift handelt es sich bei Are. 20 a GG 
um eine primar an den Gesetzgeber'O gerichtete Sraatszielbestimmung. [n Anlehnung 
an die Definition der Sachverständigenkommission von 1983 ist darunter eine» Ver­
fassungsnorm mit reehrlich bindender Wirkung« zu verstehen, "die der Staatstätig­
keil die fortdauernde Beachtung oder Erfüllung bestimmter Aufga.ben - sachlich 
umschriebener Ziele - vorschreibt'<". Art. 20 a GG ist deshalb mehr als ein bloßer 
Programmsatz, der nicht nur unverbindlich eine Gestaltungsmäglichkeit und Ziel­
perspektive für politisches Handeln beschreibt, sondern er verpflichtet auf höchster 
Rangstufe die S[aatliche Gewalt unter Wahrung der Vorgaben des Gewaltenteilungs­
prinzips dazu, ihr Handeln an diesem Politikziel auszurichten, und bei der Reehts­
:l.nwendung - soweit möglich - die Belange dcs Umweltschutzes zu berücksichti­
gen" . Unabhängig von diesen Konsequenzen hat An. 20 a GG aue h die Funktion, die 
Staatstätigkeit wie auch die allgemeine Bewußtseinsbildung auf die Erhaltung der 
natürlichen Lebensgrundlagen programmatisch auszurichten und den Staatsorganen 
bei allen ihren Entscheidungen - nicht nur im Bereich des Umweltrechts im engeren 
Sinne, sondern auf allen Feldern der Politik, etwa auch der Verkehrs- oder Wirt­
schaftspolitik - die fundamentale Bedeutung ökologischer Belange vor Augen zu 
(u hren' J. Umweltscbutz wird dadurch wr SJaatsaujgabe. 
Wic das Sozialstaatsprinzip14 soll auch das U mwcltschurzziel in einem dynamischen 
Prozeß erreicht werden' s. Dem Gesetzgeber verbleibt die ständige Verpflichtung zur 

Konkretisierung dieser Staa(saufgabe'~. Wobei ihm bei der Erfüllung seiner Pflicht ein 
weiter Ermessens- und Gestaltungsspiclraum eröffnet ist, zum al er aufgrund der in 
An. 20 a GG betonten Bindung an die verfassungsmäßige Ordnung selbstverstä.nd­
lieh auch die anderen Staatsziele zu berücksichtigen hatL], diese also nicht etwa 
gegenüber den Umweltbelangen von vornherein nach rangig sind J 8. Aus der Fun ktion 

des An. 20 a GG als Optimierungsmaxime, die natürlichen Lebensgrundlagen so gut 
zu schützen, wie dies rechdich und faktisch möglich ist, ohne die Verwirklichung 
anderer öffentlicher Aufgaben zu vernachlässigen. ergeben sich daher auch die 
Grenzen des bei der Ausgestalrung des Staatsziels bestehenden gesetzgeberischen 
Spielraums'? Zu einer konkreten geselzgeberischen Handlungspnicht, gegebenen­
falls sogar zur Pflicht, ein bestimmtes Umweltgesetz zu erlassen oder bestehende 
Umweltregelungen nachzubessern, verdichtet sich der Sraatsauftrag des An. 20 a GG, 
wo die natürlichen Lebcnsgrundlagen existenziell bedroht sind'o. Jedenfalls ist eine 
Maßnahme des Gesetzgebers, die die Staatszielbesummung vollständig mißachtet 
bzw. rechdich oder tatsächlich einer Verwirklichung des Staatszieles offensichtlich 
entgegensteht, ver! assungswidri g". 

10 Murswick, in, Sachs. Grundgesetz, ,.Aun. '999. An loa GG Rn_ \7-
" Der BundcsminiSler dos lnncrn/Dcr Bund •• mlnister der Justiz (Hr5g,), St:UIP_iclbt'Slirnmungen/Gcsclz, 

gt'bungsauftr~g., Bericht der S.chvcTSt;ndigcnkommi .. ion, (98), Rn. 7, 
I> Uhlc. DOV (99). S, 9! ,. 
') Murswiek, SLUIS7id UmwdlSchull (Art. 10' GG). NVwZ '996, S. 1U (( .• 223-

'4 jar:l.Ss/Pic,,,,h. GG. An, 10' Rn. I. 
'! Bt'msdorff. NuR '997. S. ) )0. 

16 Schulzc·Fielilz. in: Dreier (Hr,~_). Grundgesc!7·Kommem~r, Bd. '. '996, Art. 20l Rn. S. 
17 Unruh/SlfohmC'ycr, Di(" rn'Chll.Um ErI,1ß ei neT RC'chniverurJnuug -am "ci~!-,id JC'~ ULUWc!L(cdl(::I1 NuR 

, 998, S. 1> S ff" ') I; j ,r.t"/P;crolh, GG, An, '0', Rn. 4. i· 
18 Btricht der GcmC'RSAmcn VcrbS<u ngskom,nission, BT· On;. ,l..I6000. S_ 67 f. 
'9 Wolf, Gehalt und PerSpektiven des Art. 10~ GG, KntV '997. S.180 ff., JO) m.w.N . 
• 0 Wolf, KritV '997. S, )0) m.w.N,; Unruh/Strohmcyer. NuR, 99S. $.1)t, 
11 Scriehl der S:.cll\'erst;:ndigonkommission (rn" I), R,,1.7; unter Hinweis auf z,hlreichc Em.chcidungcn 

des BVcrfG, $,erzcl, SualSzidc und soziale Grundrah,e, ZRP '993, S. r J ir., 'S· 
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2. Sachliche Gehalte 

a) »Natürliche Lebensgrundlagen« 

Mit den »nalÜrlicheI1 lebensgrundlagen« wird zumindest" die ~gesamte natürliche 
Umweh des Menschen~ erfaßt, d. h. alle Umwelcgücer. die funktional Grundlage 
menschlichen Lebens sind. weil ohne sie das Leben nicht über längere Zeiträume 
fortbestehen könnte') . Dazu gehören die Umwelcmedien Luft. Wasser und Boden 
sowie Pflanzen. Tiere und Mikroorganismen in ihren Lebensräumen, ferner K.Iima 
und Landschaft einschließlich der verschiedenen Wechselbeziehungen zwischen die­
sen Elementen'·. 

b) "Schutz« 

Die natürlichen lebensgrundlagen zu schützen. ist der Auftrag des Art. 20 a GG. Der 
Staat wird dadurch zunächst verpflichtet. Eingriffe in die Umwelt zu unterlassen. Die 
Schutzverpflichtung umfaßt ferner die Gefahrenabwehr. die Gcfahrenvorsorge sowie 
die Risikovorsorge unterhalb der Gdahrenschwelle'l. Dabei darf hinsichtlich der 
rechtlichen Bewertung der Belastung von Umwe!tgütern mit Schadstoffen nicht nur 
auf die akruellen Auswirkungen abgestellt werden, sondern es ist die Akkumulation 
der Schadstoffbclastung über Jahre hinweg in Betracht zu ziehen. Ferner ist bei der 
Bewertung von Risiken zu berücksichtigen, daß schädliche Wirkungen von Umwelt­
eingriffen. die wir heute vornehmen, möglicherweise erst nach vielen Jahren erkenn­
bar werden. Langzeicrisiken. wie sie z. B. bei der Endlagerung von Atommüll ent­
stehen, müssen dabei besonders berücksichtigt werden' t. . 

c) Schutzniveau 

Are. 20 a GG gibt lediglich an, daß die natürlichen Lebensgrundlagen zu schützen 
sind. Eine konkrete Zielvorgabe und das dafür notwendige Schutzniveau nennt er 
nicht'7. Aus Art. 20a GG selbst ergeben sich aber für den gebotenen Umfang des 
Umweltschutzes zumindest folgende Anhaltspunkte: 
Sch.on aus dem Wortlaut läßt sich die Minima/anforderung erschließen, daß die 
Umweltgüter, die auf Dauer Voraussetzung menschlichen lebens sind, für eine der 
heutigen Bevölkerung entsprechende Zahl von Menschen erhalten bleiben müssen'!. 
Art. 20 a GG setZI die Existenz der Industoegesellschaft voraus und damit auch ein 
gewisses Maß an Umwclcbelasrungen) ohne das diese Gesellschaftsstrokrur und die 
mit ihr verbundene Lebensfonn nicht möglich ist. Art. 20 a GG verlangt daher nicht 
einen maximalen Umwelt5chutz '~ . Andererseits sollte die Aufnahme des Art. 20a in 
das Grondgesetz nicht nur Symbolcharakcer haben. sondern helfen, die rechtlichen 
Rahmenbedingungen für die Umsetzung eines wirksamen Umweltschutzes zu ver-

u Zum Slrei t. ob Sl"<ugspunkt des Art. 20 a GG lediglich d,e n.\furli chcn Lcben,grundlagen für men ,'Ch . 
lIehes Leben (anthropozenr";sche PerSpektive) oJer luch (ur Ilcrische, und pflanzl iches Leben (okoun· 
tri!Che Perspektive) sind, siehe nur Schulzc·l' itli,7, (Fn. (6), Art. L O ' Rn . ll fr. m.w.N .; dieser SI!"Cit ist in 
diesem Zusammenh.ng ni,hllU d,sl<Uli crcn. da d;, \'on dcr Energicwinsch,lt ausgehenden Gef.hrcnpo· 
len,i~le schon die natürlichen Leben,grundlagen menschlichen l<b~M belrcflon (Luft, Klim" Boden). 

1) Schulzc·Fidilz (fn . • 6). Arr. 10 .\ Rn . ,S. 
14 Murswiek. NVwZ '996. S. 1>5; Kloep(er. DVBI. '996. S. 76 . 
~j Schulu-Ficli,z (Fn . '6), Arr.10. GG Rn. i8 f. 
16 Murswiek (Fn. !o), An. ~O a GG Rn. p m.w,N. 
'7 Hennckc, Der Schu,z der M,ürlichcn Lebensgrundlagen ;n An.lO a GG, NuR 1991 . S. )15 11.. ~p. 
,8 Munwiek, NVwZ '996, $. 116. 
'9 Schul,.c-FicliIX (Fn . ' 6). Arr. 10' GG Rn. Jl. 
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wirkJichen)o. Daraus folgt jedenfalls ein allgemeines Verschlechterungsverbot . Die 
Umwelrsiru:ltion im Jahre 1994. die Im Zeitpunkt der Verabschiedung des Art.20a 
GG als verbesserungsbedürftig angesehen wurde. kann als Referenzlage angesehen 
werden, anhand derer die Umwelrpolitik verfassungsrechrlich zu beurteilen ist. 
Vorsichtig (ormuliert MurswiekJl , daß die staatliche Politik »im Prinzip. verpflichtet 
isl, dafür zu sorgen, daß sich dieser Zustand verbessert . .,Auf jeden Fall. hat sie aber 
dafür zu sorgen, daß er sich nicht insgesamt verschlechtertl'. Art. 20 a GG bekennt 
sich zu einem Konzept »nachhalrigen« Winschaftens. das die Grundlagen der Wirt­
schaft erhält und nicht verzerrt)). Es zielt darauf ab, die Grundbedürfnisse der 
Gegenwarr zu befriedigen, ohne die Bedürfnisbefriedigung künftiger Generationen 
zu riskierenH . Danach darf der Verbrauch erneucrharer Ressourcen deren Regenera­
nonsfähigkeic nicht übersteigen. Die Belaslung der Umwelt durch Emissionen und 
Abfälle darf die Absorptionsrate der Umweltmedien nicht überfordern. 
Der Verbrauch nicht erneuerbarer Ressourcen wie Erdöl, Kohle etc. ist zu mini­
mierenH . Großrisiken - dazu ist auch die Produktion von A(Qmmüll bei noch 
ungesichener Endlagerung zu z.lhlen -, deren ökologische Folgen andere Nachhal­
tigkeitsposrulace verletzen. sind auf ein kalkuuer- und versicherbares Maß zu ruck­
zuführenJ6 bzw. zu vermeidenJ7• 

DamIC ergibt sich aus dem Prinzip der Nachhaltigkei( für den Umgang mie nach­
wachsenden Rohscoffen und aus dem Sparsamkeitsprinzip für den Umgang mit 
nichterneuerbaren Ressourcen ein Maßstab für das Schurzniveau. In dieser Aus­
legung gewinnt Art. 20 a GG einen relativ hohen inhaltlichen Gehalt mit weitge­
hender Vorprägung des einfachen Rechts. 
Welche geserzgeberischen Handlungsaufträge sich aus Art. 20 a GG für den Bereich 
der Stromversorgung und insbesondere hinsichtlich der Schaffung normativer Rah­
menbedingungen für dic Ausnulzung der regenerativen Energien ablei(en lassen, ist 
im folgendcn näher zu untersuchen. 

I ll. Konkretisierung der Staatszielbestimmung für den Bereich der Strom­
versorgung 

Spezielle Vorgaben für e.ine umweltgerechte Gestaltung der Stromversorgung sind im 
Grundgesetz nicht enthaltenl~. Neben den auf den Schutz der körperlichen Integrität 

,0 MUrl'wiek (Fn. '0). An. :0' GG Rn. 4) m.w.N. 
)1 Murswiek (Fn. 10). An. 20> GG Rn,"~ 
)1 So .uch VG FrM,klul'l NVwZ·RR 1997. S·9111 .• 95' Bern,Jorff. NuR '997. S.)}!; J A. Tcuingcr. 

RechtSlnd.rung~" zur .Sicherung des \XIinsch.f"",ndorH DculSchbnd" - Umweh"hu'z im Gcgcn­
" .. ind? NuR '997. S. 1 ff., 6. 

3) Schul7.c-Ficlitz (Fn. 16), An. :0' GG Rn. 9, 35 m.w.N. Diesem Programm Im ,ich auch die Klimakonfc­
ren'. der Vereinten Nationen in Rio de JanclTo 199" verpflich"l und es ~U( inll't'n,tion"lcr Ebene 7.um 
zOnlrakn Leitprinzip ökonomi,chen Handeln, orxl:irt; siehe d",u Thcob"ld , SUSl~inlblc De"clopmeol­
ein Rc'Chtsprinzip der Zukunft?, ZRP 1997. S. 4)9 11 .. HO. Mit .. kr gesetzlichen Zustimmung ' ,um 
R..hmenubcreinkommcn der Vereinten N,\tionen ;,ber Klim."nderungcl\ am 1).9. '99) durch den Bun­
destag. wurden die Ziele der Konferenz .1, M lß",b lur die n .1!ion~le Um"'cltpolitik tibcrnommcn; BGBI. 
'99311., S '78). 

H Slober. Wirtschoftsvcrw,thun gs recht. lo. Aufl. 1996, S 1 11. " m.w.N. 
H Murswiek (Fn. 10), An.lO. GG Rn. )&; W,cchter, NuR '996. S. )16. 
J6 Murswiek, Vortrag aul d .. Umwcltrcchtlichtn F,chl"gung der Gescl\sch .. ft lur Umwd"cch, .1m J./ 

4.1/ . 1995 in ßerlin, N uR '996, S. '9,11., '91; Schuhe-Ficli,,, (Fn. 16). Art. '0' GG Rn.)j. 
)7 Throb.ld. ZRP '997, $. H0. 
,8 SchrÖdn. VerlOS5ungsrechtlichc Möglichkeiten und Gren •• n umwchpoli';schcr S'euerung in einem 

dcregulicrlM Strommukr., DVBI. '9:11. S. 8,5 EI., 8)6. 
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zielenden Grundrechten, dem Rechrssraatsprinzip und der FinanzverfassungJ9 isr es 
in erster Linie die in An. 20 a GG normierte, auch in Verantwonung für künftige 
Generationen wahrzunehmende Schutzpflicht des Staates für die natürlichen Lebens­
grundlagen des Menschen, aus der sich Handlungspflichren des Staates für das Ener­
giewinschaftsrecht ergeben. Das Staatsziel Umweltschutz verpflichtet den Gesetz­
geber, den Schurz der natürlichen Leberugrundlagen als Querschnius3ufgabe auch 
don zu bedenken, wo es zunächst z. B. um Aufgaben der Winschaftspolitik geht, und 
insgesamt eine "Ökologisierung der Rechtsordnung« zu betreiben'o. Die zuletzt in 
der Diskussion um die Energierechrsnovelle vom April 1998 immer wieder formu­
lieereo Incentionen des neuen Energierechts, Energie einzusparen, Ressourcen zu 
schonen und die Strom versorgung umwe!rven rägl ich zu organisieren", sind insoweit 
schon Konkretisierungen des Art . 20 a GG für den Bereich der Energiewirtschaft. 
Denn diese Ziele sind auf eine geringere Beanspruchung des Mediums Luft und die 
Begrenzung des Einsatzes endlicher Primiirenergien gerichtet". 

1. Umweltpolitischer Handlungsbedarf; Voraussetzungen für eine staatliche 
Ein griffspf/ich t 

Der Geserzgeber wird durch den Schutzauftrag des Art. 20 a GG aber nicht nur 
verpflichtet. durch neue geserzgeberische Maßnahmen überhaupt zum SchutZ(: der 
Umwelt tätig zu werden'!, vielmehr wird er auch auf eine angemessene Berück­
sichtigung des Umweltschutzes bei der Ausgestaltung der Geseue verpflichtet". 
Für den Energiebereich folgt daraus: Die umwcltpoliuschen Ziele müssen instrumen­
talisiert werden. Vorschriften, in denen die Ziele lediglich als mehr oder weniger 
allgemein gehal[ene Zweckbesummungen enthalten sind, ohne daß eine weitere 
inhal!liche Ausgestaltung vorgenommen wird, wie sich die staatlichen Instanzen, 
Energieversorgungsllnternehmen und Verbraucher zu verhalten haben, erfüllen den 
Schutzauftrag des Art. 20 a GG nicht. Ein solches Blankett verfehlt in der RegeJ auch 
die gerade dem Gesetzgeber aufgrund der Staatszielbesrimmung obliegende A Ilfgabe, 
zur Lösung der Konflikte zwischen umweltspezifischen und anderen, insbesondere 
energiewinschaftlichen Belangen beizutragen<l. 
Der umwclcpolitische Handlungsbedarf im Bereich der Energiewirtschaft ergibt sich 
aus den gesicherten Erkenntnissen uber die ökologischen Belastungen des Verbrauchs 
von Energie, die bereits zu dauerhaften Schäden der Umwelt geführr haben,6. Dazu 

}9 Ihre Vorgaben spielen insbesondere hinsichtlich fl.~kierc"der lbg,benre~htlicher Instrumente eine be­
deutende Rolle. 

40 Wolf, KritV 1997, S, 30' m,\Y.N.: nach Sehllb.c-fieli'2 (Fn. ,6), An. 20. GG Rn. 4} liegt in An. loa GG 
d.her der Keim zu einer umfassenden .Okologisierung d« ge,anllen """lichen Handelns- , m.w.N. 

4t Siehe z. B. die GC't ' l.cn'würfe zum neuen EneryJcwinsch,{ugesolz ciner Gruppe von Abgeordnetw und 
der Bündnis 90IDie Gruncn·Fuk,ion (ßT-D,s. 1,153 p. I f(.). der SPD-F .... k,ion (aT·Drs. 13/74'1 , IH.). 
Diese Ziele sind iem auch .usdrucklich in §S I, ' Ab •. 4 Ene~.,,·insch"flSgcsetz gen.nn, . 

41 Schrodcr. DVBI. 199~, S. S )6. 
H N.ch Schul/.c-Ficl,,~ (Fn. , 6), An. ~o. GG Rn.17 m.w.N " 19, ist der Ge-setzgcber den ~us An. 20. GG 

fDlgcndcn objek,i\'en Gescrzgtbungspllichtcn, gteigne .. Vorschrifren ZUM Schutz der nll;',lichen Lc­
bt'nsgrundlagcn zu erhss<n, durch die U mwcltgcsclzgcbung sei, Beginn Jer 70er J .hr. weithin nachge· 
kommen, so d,ß Art. 10 • GG keine voJli~ ncue Gesetzgebungspflicht ~USIö.<l; J"r gcsel7gcberi«he 
H,ndlungsauftra& b"st~hc in cr<tcr Linie in dcr Anp;tSsungbe5,chender Ge,erZt .1n vcrinderle Ums.ändc. 

H Berichl der S.ehvcfSl;ndigenkommission (1' 1'1. r r), Rn . 161 ; Schulzc-Ficlin (fn. ,6), An.lo a GG Rn. 19. 
H Vgl. d",u Beriel" dcr Slclwers!ändigenkornrn iss ion (Fn. ' 1), Rn . '61. 
46 • Durch die en('rget ischc Nutzung der fossilen Encrgic"ägcr Kohle, Erdöl und Erdgas bei dcr ErzC\.lgung 

von Slro m und Wärme SOw\~ in den Endenergiesckloren H.ush.he. Klcinverbfluch. Industrie und 
Verkehr .... uden insbesondere große Mengen ln CO .. ,ber .uch CH, frcigesClzt. Ocr Anreil dic>cr 
V<rurs>c hc~",pp •• m ,nthropogenen Treibhauseffekt bcr.agr Cl wo 10% .• Mehr Zukun/, rur die Erde 
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gehören in erster Linie die durch die Verbrennung fossiler Energieträger freigesetzten 
CO,-Gase mit ihren schwerwiegenden Auswirkungen auf das Klima. Neben der 
norwendigen Ressourcenschonung'7 hat der Klimaschurz daher außerordendich 
große Implikationen für die EnergiewirtSchaft. Er muß, wenn er ernst genommen 
wird, zu einer der bedeutendsten Determinanten langfristiger Energiepolitik wer­
den,R. 

Der Ausbau der Kernenergie isr dabei als Ersatz der CO,-emiuierenden Energiege­
winnung aus fossilen Energieträgern allerdings ungeeignet. Zwar werden bei der 
aromaren Energiegewinnung keine klimaschädigenden Gase (rejgeset~t. mie ihr sind 
aber nach wie vor bekannte Gefahrenpotcntiale anderer Art für Mensch und Umwelt 
verbunden. Zu nennen sind hier nur die wachsende Produktion von Plutonium~9 in 
der Wiederaufbereirung von verbrauchten Brennstäben!O, die ungeklärte Entsorgung 
des Atommülls, das zu keiner Zeit gänzlich auszuschließende Risiko eines Unfalls in 
den Kernkraftwerken selber (GAU)!' sowie die Gefahr der Freisetzung radioaktiver 
Strahlen bei Atomtransponen 11. J). 

Gegenüber den kljma- und umweltgefährdenden Belastungen durch die fossile und 
atomare Energiegewinnung entsprechen die regenerativen Energieträger bzw. Ener­
giegewinnungsprozesse, wie sie mit der Wasser- und WindkraCc, Sonnenenergie, 
Deponiegas, Klärgas und Biomasse'< zur Verfügung stehen, dem von Art. loa GG 
angestrebten Nachhaltigkeitsprinzip am besten. Sie sind ubiquitär verfügbar bzw. 
nachwachsend. Eine auf erneuerbaren Energiequellen basierende Energieversorgung 
würde dem Ideal größtmöglicher Umwelrvenräglichkeit entsprechen" . 
Eine ökologisch vernünftige Energieversorgung ist als Ziel nur erreichbar, wenn die 
staatliche Energiepolitik, gestÜtz( auf entsprechende gesetzliche Regelungen, die 
regenerative Energieerzeugung fördert . Denn das Angebot fossiler Energie(räger 
ist immer noch reichlich J6 und fühn Unter den bestehenden Wettbewerbsverhältnis-

N achh.,It'ge Energ,epoli,ik für d,uerh,f,cn Klim;tschu'7; Sehlußbcrieht der Enquetc- Kommis.;ion 
"Schulz der Erdatmosph;re" d~s ,>. Deutschen Bundcstages, Bonn '995, S. 7\. 

47 Die Energiereserven, die sich in J.,hrmillionen gebildel haben, werden bei Fonsc,,-ung der weltweiten 
EncrgicvcrSchwcndung in wenigen J.hrhundenen erschopft «in (En,wurf einos GCScl>.,es über die 
Eleklri:.illil,wirtsehaf, der SPD-Fraklion, BT-Drs. 1 )/74l5, r). 

48 W~lsch, Klimaschutz .Is Determinante langfri stiger Encrgiepoli'ik, in; Hensing/ Pl.ffenberger/Strobde. 
Energicwirtsch,h, t99S, S. rS>. 

49 Ein Million"c1 Gramm des be,m Betrieb von Atomkraftwerken anfollenden Pluloniums reicht aus. um 
beim Memchen Krebs ausLUlöscn, wenige Ki logramm genugcn, um cine Atombombe zu b.luen; v. Hippd, 
Auss,ieg au, der Kemenergie?, ZRP '99h S. 414 If., 41S . 

~O Durch die Wiederaubrbcitung entsleht neben w~(f<nf.higem Plulonium noch lus."zliehcr Mull; Bundes­
umweltminister Jürgcn Triltin. SüddeulSchc Zeitung vom 9. J. '999. 

I r Ein Restrisiko eines KernkraflUnfalls bleib, .ueh d.nn bestehen , wenn cl möglich ist, A, ommeil er so zu 
baucn, d~ll JCT schlimnlSlC Unr.n , eine [luklelre Kernschmelz e, nich, zu einer Kal.stroph e führt - an der 
Enl wicklung eines solchen Reak,ors (. Europiii scher DruekwasserrelklOr-EPR .. ) .. bei«, denei, d~s 
fr.n • .asischc Unternehmen F,.m,tomc gemeinsam mLr Siemens -, JO sogar, wenn ~,"c Schmelze kon· 
<Irukliv l\l.geschl05scn werJen kÖnn'e. Zudem ist schon aus okonomischcn Gründen fmglieh, ob solche 
Anlngen - "sie sind konkurrcnzlos 'eucr- - jemals gcb.u' werden. In dell bestehenden A'om~nbgen ~ber, 
wch in den modernen, komm, t< ,mmeT wieder auch w seh"'",<n S,örfällen. Si eh~ duu Si.JdJeuIsche 
u ,rung v. L 10.99; Der Spiegel 61r999, S .• g. 

51 , S3 Die Tronspon.Gcf.hren wurden zu le'zt im Mai '998 d~utl ic h, .ls an deutschen C,slor-ßohaltcro. in 
denen Alc>mmüll ~ur Wicdcraufarbe ilung nach Frankreich geschaffl wurden, durch franzosischc Beam'e 
radio,klive Belas,ungen festgestelI , wurd en, die den G Te,uwen um ein Vielf.ches übcrsehnllen; s. dnu 
Dcr Spiegel"/ '99&, S. >l H. Die Aufhebung des TronsporlSlopps . der daraufhin von der dam.ligcn CDU­
ßundesumwdtminiSlerin Angel. Merke! lür die Verbringung VO'I c'uloren verhangl \VUrd~, iSl fur Ende 
l.O()O in Aussiehl gestellt. Vor dem Hintergrund der mi, der KeOlcnergie verbundenen GeI.hren hat die 
rot·grun e Bundesregierung den Ausstieg ws dcr KerTlencTglenulzllOg poli, isch bc·scJ.lo ... n; siche Ko~li­
rioruvcretnbarunj; vom 10. '0. '998, 3bgcdruckt in ZRP '9?S, S. 485 fr.. 491. 

H Si~ werden au ch in § , Abs 1 SrrEG privilegien. 
55 5.11io, Umwcltaspeklc der Rcfonn des E'lCrgicwirt5Chahsrccllls, uPR '998 , 5. 101 fl., !04· 
)6 D...s gilt jedenfalls H." die Stein- und Br.ounkoble. Verglichen dom" , ind die GasrcssourC"n - mit eintr 

Reich"'citc VOn derzeit rund sieben J.hrlchmen - re13,iv kn~pp bemessen. FAZ 2·3' '999· 
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sen auf dem Welcenergiemarkt vermutlich auf absehbare Zeit zu niedrigen PreisenI'. 
Der von den Energiepreisen ausgehende Anreiz zur Energieeinsparung und zur 
Entwicklung neuer energiesparender und zugleich CO,-reduzierender Techniken 
isc demzufolge sehr gering. Es ist deshalb davon auszugehen, daß ohne eine CO,­
Minderungspolitik die Emissionen relativ stark steigen. Die Folge wäre eine Rück­
kehr zu Emissionen auf frühere hohe Niveaus mit entsprechend gravierenden Um­
weItbelastungensi. Eine solche Entwicklung zu verhindern, ist der verfassungsrecht­
liche Auftrag, den Art. 20 a GG dem Gesetzgeber erteil!. 
Ferner hat sich gezeigt., daß ökologisch erzeugter Strom auf Grund seines höheren 
Verkaufspreises '9 gegenüber konventionell erzeugter Elekcrizirär auf dem (reien 
Markt kaum eine wirtschaftliche Überlebenschance harM. Zieht sich der Staat aus 
diesem Bereich der Energiepolitik völlig zurück und steIIr lediglich die Rahmen­
bedingungen für einen nunmehr liberalisierren $trommarkt, wird der Anteil des 
regenerativ erzeugten Stroms am Gesamcstromverbrauch in der Bundesrepublik· ' 
demzufolge selbst bei positiver Einschätzung zumindest keinen Zuwachs erfahren. 

2. Aus Art, 20 a GG folgende verfassungsrechtliche Vorgaben für ein ord­
nungsrechtliches Eingreifen des Staates zugunsten regenerativer Ener­
gteerzeugung 

Vor dem Hintergrund der bestehenden bzw, drohenden ökologischen Gefahren 
durch die bisher in erster Linie praktizierte Energiegewinnung ergibt sich aus der 
in An. 10 a GG formulierten Umwehschutzpflicht für den Staat eine andauernde 
Handlungspllicht., die umweltsclüdigenden Faktoren der herkömmlichen Energie­
erzeugung zu minimieren. Allein ein rationellerer und sparsamerer Umgang mit 
Energie (Einsparungsprinzip) reicht zu einer effektiven Minderung des Schadstoff­
ausstOßes im Bereich der Energiewirtschaft nicht aus. Auch existiert keine in großem 
Maßstab praktikable Filtenechnologic für CO,·', Damit sich die Bundesrepublik 
angesichts der hohen Kohlendioxidemissionen bei der Energiegewinnung aus fossilen 
Energieträgern nicht von der aromaren Energieerzeugung abhängig macht und die 
Bevölkerung den damit verbundenen weitreichenden Umweltgefährdungen nicht 
länger ausgesetzt bleibt, müssen Alternativen zu den umweltbelastenden Energiege­
winnungsprozessen geschaffen bzw. gefördert werden, mit deren Hilfe langfris[ig die 

S7 Sei, '9&> hat Rohol rund 7\ve; Drittel.n Wer, verloren, <ci, '997 i" sein Prei, regdreclll.bgesturzl, Der 
Spiegel ,,11999, S. '06. Der G.l.Spreis iSI ,n den Olpr ... gekoppelt. 

\8 Welsch (Fn. 48), S. ' 9J. 
S9 Abgesehen cinm,,1 d.vO!\, dlß "Ökos,rom wohl schon heute billiger (wuc) als A IOmslrom und Strom ,us 

fossilen Brtnn«offen, wenn beim Koslenvcrglc;ch jeweils ,11. l1<guiwn Auswirkungen dieser Enc,,&ic­
anen berücksichtigt würden, also luch die Umwdcschadigllngc" und Umweltbc.lastungen, w"lch. die 
Strominduslrie heute ( ... ) auf ein zeln<: Umwd,opfcr und di,' Allgemeinheit ab'tll älzt.; ", Hippe!, Prcis­
zuschbg fur ~ÖkoSlrom. ? ZRP '999, S. ~O, 1.,401. 

60 I'.s in .wirlSchafllich ni cht lukr;\liv "" Thooblld, Rechtliche Steuerung von Wcubewcrh in der Elcklrizi­
tatswinschaft, Ai>R 1 H (t997), S. 37' {(., 38\. 

6, '99$ bctrug der Stromvcrb ... uch in der Bundesrepublik 483,' Milliarden Kilowmsrunden, >S,) Milli,,· 
den Kilo""".stunden bHV. \,2% thvon wurden regenerativeneu!;" Fotos 471'999. N"h dcm Bericht 
einer Forschergruppc .n der Universi"t Karlsruhc "bestellen nur - je nach Projekt - bis zu ',2 PrOZC ll1 der 
Stromkunden in DeUlschland .grunen Strom., wenn ihr S\romvenorgcr dies ,nbi<:Ie('. J.i,ien n.ch 
SüddeutSche Zeitung v. 10.9.99. Wenn di ese geringe Nachfrage '-Um Teil wch an dem Mißtrauen der 
$,romkundcn gegenüber ihrem Strom"ersorger. der si~ bisher mit in der Rc-gd konvenlionell eruuglem 
S110m boliefene, und dessen engagement fiirdie Fordol1Jrlt: regenerativer Ene!"ßien liegen m'g, so hOl ,ich 
.ber doch gezeigt. d.ß -mit ,Grunen Slrom",ri!cn •• lIe;n (. .) eine Encrgicwonde nioht zU "h.ffen_ i'"IU 
v. '4' j . '998. 

62 Welsch (Fn. 4 S), S. 1 S 1. 
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Gefahrenpotenriale für die Umwelt in der Energieerzeugung abgebaut werden kön­
nen. 
Angesichts der durch die atomare Energiegewinnung einerseits und die Energieer­
zeugung mit Hilfe fossiler Energieträger andererseits drohenden Umweltgefährdun­
gen, besteht für den Gesetzgeber - weM der A u(trag des Art. 20 a GG ernst ge­
nommen wird - die Pflicht, ressourcenschonende Energiegewinnung nicht nur recht­
lich zu ermöglichen, sondern darüber hinaus bis zu den grundgeseulichen Grenzen 
auch zu fördern. Grundgesetzliehe Grenzen sind dabei in erster Linie die Grund­
rechte der Erzeuger von Strom aus fossilen bzw. atomaren Brennstoffen und der 
Betreiber der öffentlichen Stromversorgungsneeze sowie die auf dem Sozialsuats­
prinzip beruhende staatliche Verpflichtung zur Sicherstellung der Energieversor­
gung. Grundrechtliche Schutzansprilche der konventionellen Scromerzeuger und 
der Netzbetreiber ergeben sich in diesem Zusammenhang insbesondere aus der 
unternehmerischen Handlungsfreiheit des Art. 2 Abs. 1 GG, dem Gleichheitssatz 
gemäß Art. 3 Abs . 1 GG, der Berufsfreiheit aus An. 12 Abs. I GG sowie der Eigen­
tumsgarantie gemäß An. 14 Abs. [ GG. 
Der aus Art. 203 GG folgende Handlungsauftrag an den Staat lauret daher, Gesetze 
zu erlassen und/oder Maßnahmen zu ergreifen, die geeignet sind, die umweltscho­
nende Energieerzeugung zu fördern. Welcher Mittel und Wege sich der Gesetzgeber 
dazu bedienen, liegt allerdings - und hier zeigt sich wieder der weite Ausgestalrungs­
spielraum des An. 20a GG - in seinem Ermessen. 

3. Vorweggenommene Umsetzung des in Art. 20a GG enthaltenen Ge­
setzgebungsauJtrags durch das Stromeinspeisungsgesetz vom 1.1.1991 

Mit dem Erlaß des Stromclnspeisungsgeserzes zum I. I. t991, dem Vorgänger des 
Erneuerbaren-Energien-Geselzes, ist der Gesetzgeber dem Handlungsauftrag des 
erst (994 in Kraft gesetzten An. 20 a GG im Hinblick aul die Förderung regenerativer 
Energieerzeugung gewissermaßen zuvorgekommen. Nach der Intention des Gesetz­
gebers soBte der Anteil der erneuerbaren Energien an der bundesdeutschen Ener­
gieversorgung dadurch stärker ausgebaut werden, daß »die Vergütung für die Ein­
speisung von Strom aus diesen Quellen in das öffentliche Netz deutlich verbessen 
wird,,6J. Zu diesem Zweck wurden die netzbetreibenden Elektrizicätsversorgungs­
unternehmen zunächst verpflichtet, den in ihrem Versorgungsgebiet erzeugten Strom 
aus emeuerbaren Energien abzunehmen (§ 2 StrEG) und ferner für den eingespeisten 
Strom gesetzlich festgelegte Preise zu zahlen (§§ 2 Sau I i. V. m. § 3 StrEG). Djese 
Preis(estlegung erfolgte dabei über eine Ankoppelung der Vergütungssätze (ür ein­
gespeisten Strom an die durchschnittlichen Tarifstrompreise der Energieversorger in 
einem Kalenderjahr. So beträgt z. B. die Mindestvergütung für Windstrom gemäß § 3 
Abs. 2 StrEG 90% des Durchschninserlöses je Kilowattstunde aus der Stromabgabe 
von Elektrizitätsversorgungsuntemehmen an alle Letztverbraucher. 

6} Begründung des Gc,elu:nr<l/urfs, BT-Drs. 11178.6, S. }. 
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IV Gesetzgeberische NachbesserungspfZicht im Hinblick auf die Rechlslage 
unter dem Stromeinspeisungsgeselz 

Mit der Verpflichtung der neezbetreibenden Energieversorgungsunternehmen zur 
Abnahme und Vergütung des regenerativ erzeugten Stroms griff das $tromeinspei­
sungsgesetz zumindest in die Schurzbereiche der Freiheitsgrundrechte der Unter­
nehmen auf untemehmerische Handlungsfreiheit gemäß Art. 2 Abs. 1 GG, die Be­
rufsfreiheit gemäll Art. 11. Abs. I GG sowie in die Eigemumsgarantie des Art. 14 

Abs. I GG ein64
. 

Unabhängig von einer Überprüfung des GesetZes im Hinblick auf seine Verfassungs­
mäßigkeit im Übrigen mußte es als ein in die Freiheicsgrundrechte Dritter eingrei­
fendes Gesetz den Anforderungen des verfassungsrechdich verankerten Verhälmis­
mäßigkeitsprinzips genügen. Dafür ist zunächst Voraussetzung. daß das Gesetz 
geeignet ist. den mit ihm angestrebten Zweck auch tatsächlich zu erreichen. Dabei 
wird dem Gesetzgeber hinsichdien der Geeignetheit eine gewisse Einsch2fzllngs­
pr:irogative zuerkannt. Realisierr sich die gesetzgeberische Einscbätzung nachrräglich 
nicht und erweist sich das Gesetz als zur Zweckerreichung ungeeignet. kann der 
Verhälrnismäßigkeitsgrunds31z insbesondere bei fortdauernden Gesetzen den Ge­
setzgeber zur Naehbesserung verpflichten6s . 

1. Die zukünftige Ungeeignerheit des Stromeinspeisungsgeset.zes für den 
Ausbau der emeuerbaren Energien 

Der gesetzgeberische Zweck des Stromeinspeisungsgesetzes war die Förderung und 
Nutzung erneuerbarer Energiequellen. Zur Erreichung dieses Ziels ist das Gesetz im 
Gegensatz zur Entwicklung bis zum April 199& derzeit (Frühjahr 2000) nur noch 
eingeschränkt und in Zukunft im Hinblick auf grundlegend verändene Rahmen­
bedingungen auf dem Strommarkl gar nicht mehr geeignec. Das Srromeinspeisungs­
gesetz erwies sich sei! seinem Erlaß als zur Förderung der ahernati\'en Energien 
außerordentlich geeignet66

. So erfuhr insbesondere der Bau von Windenergieanlagen 
nach dem Gesetzeserlaß einen regelrechten ~Boom«61. Der vom Gesetzgeber für die 
Errichtung regenerativ betriebener Energieerzeugungsanlagen durch die Stromab­
nahmep(1icllt und die Festlegung der Vergütungssätze geschaffene Anreiz war groß 
und wurde von privaten Investoren entsprechend wahrgenommen. Die gesetzgebe­
rische Prognose realisierte sich mil dem erfolgreichen Ausbau der regenerativen 
Energieerzeugungl8

. 

64 Auf e;n<: Verletzung eben d;«cr Grundrechte und oul einen V<r<roß gege" den Anspruch ,uf Gltichb.­
h,lldlung gemaß Art. J Abs.' GG iSI .uch die eingang, erwähnte (Fn. j), seit M,i 1998 ,nhängis,· 
Verf.ssungsbcschwerde dcr PreußcJlEJckrr.1 gegen d .. Stromcinsptisungsgesc,z gestüt zt. 

6$ "Die Bindung des G,-sctzgcbc~ crschopft sich n'mlich nidu inder Verpflichtung, bei Erlaß eines Geselus 
d ie verf.lS, ungsrcchdicl,,:n Grenzen einzuh,lten; ,ie umhßt ftuch die Verat\lwonung d.fuT. daß die 
erb"enen GescI:te in ÜbereinStimmung mit dem GrundgcsCl7 bleiben • • BVerfGE 88. 103 (l 10) -
Schwangerschaftsabbruch. 

66 Man sprichl insoweit aucb vom · Eriolgsmoddl Slromeinspei,ullgsgeselz«. 
67 Erf2hru ngsbcr1chl des ßund('~mLnisteriums {ur Wirtschaft 7..um $[rom,·jn:'ipcjsungsgcscrz. vom 

18. 10. 199S. BT· Drs. 111>681. S. 4. 
68 So "' .. en Ende 1990 z . B. rund i80 Wind k"f,a"lagen mit einer inst,lIierten elekui schen Leistung von 70 

MW in Betrieb. End. 199' w",en es 1000 und Ende 1994 1600 Anlagen, Erl.hrungsbericht des Bundes­
mi nisteriums für Wirtschaft >-Um Stromei nspeisungsgeset? (F n. 67), $. " . Ende 1 ~99 belief sich die 
GcS>m!7 .• hl .,lIer Windenergieanlagen in Deutschland auf knapp 790e. die inSLaliienc LClSnmg erreichte 
4400 MW. Nordwest Zeitung •. J 5. 1. )000. 
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Seit der Energierechtsnovelle vom April 1998~9. die die EG-rechtlich angeordnete 
Liberalisierung des Strommarkces7<' in bundesdeutsches Recht umsetzte, haben sich 
die energiewirtschafclichen Bedingungen jedoch entscheidend geänderr. Durch die 
Öffnung der Stromnetze für alle Anbieter von Elektrizität sind die Strompreise der 
Energieversorgungsunrernehmen gefallen. Durch die Ankoppelung an die Tarif­
scrompreise fällt auch die Höhe der Vergütung für regenerativ erzeugten Strom]!. 
Die Vergütungssärze sinken jedoch zeitverzögert. Da gemäß § 3 Abs. 3 StrEG für die 
Berechnung der Mindestvergütung für Strom aus emcucrbaren Energien der von den 
Energieversorgern erzielee Durchschnirtserlös je Kilowattstunde Strom des vorletz­
ten Kalenderjahres zugrunde LU legen ist. wirkt sich der Preisverfall spacescens 2002 

auf die Höhe der Einspeisevergütungen aus!'. Je nach Dramatik des Preisabsrurzes 
hätte sich spätestens dann das Stromeinspeisungsgesetz als ungeeignet erwiesen, den 
Zweck der Förderung von emeuerbaren Energien zu erfüllen!). Schon jetzt zeichnet 
sich eine Tendenz in der Strompreisentwicklung ab. die den Ausbau der regenerariven 
Energien vor dem Hintergrund der Regelungen des Stromeinspeisungsgeserus hätte 
unrentabel werden lassen!·. Um eine Stagnation bzw. einen Rückbau im Bereich der 
Umwelcenergien zu verhindern, genügen keine wohlwollenden Absichtserklärungen 
der Bundesregierung, vielmehr ist gesetzgeberisches Handeln erforderlich. Nur 
durch eine gesicherte Rechtslage können wieder Investoren für umwelrfreundliche 
Energieanlagen gewonnen werden!!. 
Zukünftig ungeeignet ist das Stromeinspeisungsgesetz für die Förderung der erneu­
erbaren Energien auch auf Grund der in § 4 StrEG enthaltenen »Härteklausel«. Das 
hat zuletzt die Ankündigung des Energieversorgers PreußenElektra verdeuclicht, 
vom Jahr 2000 an keinen Windslfom von Neuanlagen mehr in das Netz einzu­
speisen!6. Das Unternehmen beruft sich dabei auf die in § 4 Abs. I StrEG enthaltene 
Regelung, nach der die Pflicht eines Netzbetreibers zur Einspeisung von regenerativ 
erzeugtem Strom auf den vorgelagerten Neezbetreiber übergeht. wenn die von ihm 
eingespeiste Ökostrommenge j% der in einem Kalenderjahr insgesamt über sein 
Versorgungsnetz abgesetzten Kilowattsrunden übersteigt. Nac)l der Regelung ende( 

69 Siehe Fn . I. 
7'0 Art . '7 dtr Richtlinie 96191 EG des Europäi"he.n Parl.menls und des R.tes vom 19. 11. '996 b~"ellend 

gemeinHme Vorsehril"n für d~n Elektrizitätsbinnenmarkt, ABI. l171l0, r:iumt den Mitgliedst""'lcn eine 
Frisl bis zum 19.1. '999 >-ur Einluhrung eines nolionalen Strommarktcs ein . 

7' Diese Entwicklung widerspricht der Inw1lion du EG bci Erbß der .Stromm>rktrichtlmi<: • . Entspre· 
chend der in Art. '74 Ab,. I EGV (Amstcrdamer Fusung) genannten umwchpoli,ischc" Ziel. der lOG, 
insbesondc.c d~r umsichtigen und ra,ionellen Verwendung Il,türlicher Ressourcen. ~rgibl sich schon 'us 
A bs. 4 dcr der Riclnlil\je vorangestd Ilcn Begründung. daß der EIQk' riz itälSbinncnmark, -unler Wahrung 
dc. Umwcltichu<us. verwirklich, werdcfl ~oJI. Oie Richtlinie sich. " ud em in Ar<.. 8 Abs.), An. I lAbs.) 
.usdrücklich die Moglkhkcit vor, deo erncu erb~rcn Ellergien gegenüber dcr kon"en,ioncl len Energie<r' 
leugung durch n.lionales Rechtden Vor ... ng einzuräumen. Einer V,",chlcehterung derwellbcwerblichco 
Siluation der cmcucrbarcn Enersicn sollte d,ller nlil der 5challunj; cines europ,i,ch,n Stromm.rk,e, 
gerode nich, Vorschub geleistel werden. 

72 W;'nrend die Großindustrie schon 1998 vom Konkurrcnzkompl .m deutschen Strommorkt profi,ieren 
konnte. wird eine vcrglcichb.Ire En'l\'icklung wgunslCn von Pri,· .. kundtn zumindest bis zum r-ruhJuhr 
1000 noch .uf sich warten lassen. Bis ,hhin soll tint Verb.1ndevercinb.rung der 5tromversorger die 4> 
Millionen Tarilkunden n.eh L"'profilen in rypische Kundengruppcn un,.,rseheiden und die für dcn 
S,rompr<is erheblichen Durchlei,ungsentgeltc fur die NelzbcIlulzung I.,tlcgen. 5uddcutscht Zeilllng v. 

10· 4· '999 ul\d J. S. '999· 
7J Di~ gi" jedenfalls. sofern m>n nichl in der Abnahmepl1icht Olls solcher "hOl) eine Forderung erblickt. 
74 Weil sich diese TarifSlrompreise in:<wj,ch~n im freien f.1I befinden. konnlc aus dcn denei, rund 16 

Pfenni g schndl w('nig(.'r w(:~f'n - unci tiir K:llkntu;ot) .1t'.r llm\\·cll1nVF.UOr~n üher dl!:n Haufen r;cwnrfen 

werden., Focu< 47"999. 
71 Erfahrung,-gcmoiß ist nich .. so sch.cllich wie eine Verunsicherung der lnwstortn im Ven,..ucn aul den 

FOrlbes(and des Slromeinspeisungsgesc<7.cs. 531io. Slromcimpeisuogsgese!z. Kommentar. '998, § 4 
Rn. 138. Diesem E,ührungssat z soille im Gcsell,gebungsverf.hren zur Novclli.rung d.s Slromcinspci­
Sllngsgcsclzes ausreichend Rechnung gc,ragen werden. 

76 Süddeuts<:he Zrirung v. ,6." 7.10. '999· 
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die Einspeisepflichr mit dem Erreichen dieser Suommenge. wenn auch bei dem 
vorgelagerten Netzbetreiber die 5%-Grenze überschritten wird oder ein vorgelager­
ter Netzhetreiher nichr vorhanden ist. Das BundeswirrschaftsminiSlerium bez~'ei(elr 
zwar das Erreichen dieser Grenze bei der PreußenElektra, und zwischen beiden 
Beteiligten wird derzeit noch über die Berechnung der eingespeisten Strommetlge, 
insbesondere über eine Zurechnung des von den RegionaJversorgern EWE (Olden­
burg) und SchJeswag (Rendsburg)" eingespeisten Stroms. gestritten. Aber diese 
Auseinandersetzung isc schon jetzt ein weiterer Hinweis auf die rechtliche Unsicher­

heil, die das StromeinspeisungsgcsetZ barg und die das schon sensibilisierte Vertrauen 
potentieller Investoren noch weiter schwinden ließ. Sie ist femer ein Anzeichen für 
die zukünftige Ungeeignetheit des Gesetzes zur Erreichung der gesetzgeberisch 
bezweckten Förderung der erneuerbaren Energien. Denn es ist absehbar, daß die 
gesetzliche Obergrenze für die Abnahme- und VergütungspHicht in § 4 StrEG, wenn 
eventuell jetzt noch nicht, so doch in Zukunft tatsächlich erreicht werden wird . Im 

übrigen wirkt sich schon die Ankündigung eines Energicversorgungsunrernehmens, 
zukünftig keinen Strom aus neuen Energiegewinnungsanlagen abzunehmen, negativ 
auf den weiceren A tlsbau regenerativer Energieerzeugung aus, weil sie zu einer 
Verunsicherung der InvestOren führt. Für die Förderung dieser Energieerzeugungs­
arten ist schon die Aufnahme einer solchen Obergrenze in das Gesetz kontrapro­
duktlv. 

Abgefedert bzw. verhindert werden sollten die Auswirkungen der Härteklausel 

durch die Berichtspflieht des Bundeswinschaftsministcriums gemäß § 4 Abs. 4 
StrEG . Das Ministerium war danach verptlichtet, spätestens 1999, jedenfalls :tber 
»so rechtzeitig über die Auswirkungen der Härteklausel zu berichten. daß vor Ein­

treten der Folgen nach Absatz I Satz 3 (Wegfall der Einspeise- und Vergütungspflicht 

bei einem Netzbecreiber) eine andere Ausgleichsregelung getroffen wird". Zumindest 
für eine Neuregelung der Häneklausel bestand angesichts des fraglichen Fortbestan­
des der Einspeise- und Vergürungspflichl der PreußenElektra schon nach dem ein­
fachen Gesetz ein dringender Handlungsbedarf. Diesem hat der Bundesgesetzgeber 
angesichts der in § 4 Abs. 4 StrEG gesetZlcn Frist in letzter Gelegenheit mit dem Erlaß 
des Erneuerbaren-Energien-Geserzes zum 1. 4 . 2000 entsprochen. 

2. Die Voraussetzungen für eine ver/assungsrechtlich bestehende gesetzge­
berische Nachbesserungspflicht 

Ob und zu welchem Zeitpunkt auf Grund der sich abzeichnenden zukünftigen 
Ungeeignetheic des Stromeinspeisungsgeserzes eine aus den Anforderungen des 
Verhältnismäßigkeitsgrundsaczes herrührende und damir vcrfassungsreehdieh veran­
kerte gesetzgebensehe Naehbesserungsptlicht bestand, ist jedoch zweifelhaft. Vor 
Erlaß des Erneuerbare-Energien-Gesetze.s war es in erster Linie die Verunsicherung 
der Investoren über die Höhe der zukünftigen Vergülungssätze für regenerativ 
erzeugten Strom sowie die rechtlichen Unsicherheiten im Zusammenhang mit der 
»Häneklausc\ « des § 4 StrEG, die das Slromeinspeisungsgesetz. z.ur Erreichung des 
gesetzgeberischen Zwecks als ungeeignet erscheinen ließen. weil sie faktisch zu einem 
Ausbaustopp in der betroffenen Branche führen konnten. 

77 Fiir dieSf Umornehme ll ;$' die PreußLnEl~k\ra du VOrgcLtgfrlf Nt,~bc,rcibcr in\ Sinnt ci", § 4 Ab" . I 
S,rEG. 

https://doi.org/10.5771/0023-4834-2000-3-376
Generiert durch IP '31.145.16.12', am 19.05.2025, 13:41:33.

Das Erstellen und Weitergeben von Kopien dieses PDFs ist nicht zulässig.

https://doi.org/10.5771/0023-4834-2000-3-376


]88 Die StrommarkcJiberaJisierung und der damit einhergehende Strompreisverfall sind 
Enlwicklungen, die der Gesetzgeber bei seiner Prognose anläßlich des Erlasses des 
Stromeinspeisungsgesetzes offensichtlich nicht berücksichtigt hat. Er ging davon aus, 
mit der Ankoppelung der Vergürungssätze für regenerativen Strom an die Tarifstrom­
preise eine dauerhafte Förderung der eingespeisten Energie sicherzustellen. Mit dem 
"freien Fall ... der $trompreise ist diese Erwartung hinfällig geworden. In vergleich­
baren Fällen hat das Bundesverfassungsgericht' ! wiederholt ausgesprochen, daß es 
dcm Gesetzgeber aufgegeben ist, einer etwaigen Fehlprognose nach Erkenntnis über 
die tatsächliche Emwicklung durch Aufhebung oder Änderung gesetzlicher Maß­
nahmen zu begegnen. In solchen Fällen ist aber dem Gesetzgeber eine hinreichende 
Frist zuzubilligen, in der er die Möglichkeit hat, sich Gewißheit über die Entwicklung 
und damit über die Richtigkeit seiner Prognose zu verschaffen79. Diese Frist ist im 
Hinblick auf die Vergütungssatzhöhe noch niche verstrichen. Da der Pretsverfall die 
durchschnittlichen Tarifstrompreise eines Kalenderjahres erst für das Jahr 1999 bzw. 
1000 erreichen wird und diese Entwicklung sich erst mit zweijähriger Verspätung auf 
die Höhe der Vergütungssäeze für regenerativ erzeugten Strom auswirkt, ist insoweit 
nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts zum jetzigen Zeitpunkt eine 
verfassungsrechtliche Nachbesserungspflicht des Gesetzgebers (noch) nicht gege­
ben. 
Auch im Hinblick auf die Härteklausel des § 4 Abs. J StrEG ist eine verfassungs­
rechtlich begründete Nachbesserungspflicht des Gesetzgebers zumindest noch nicht 
gegeben. Diese Regelung schafft eine auf die Versorgungsgebiete der Netzbetreiber 
bezogene Obergrenze für die Nutzung regenerativer Energien. Sie ist daher, wenn 
diese Grenzen erreicht zu werden drohen, für die Förderung der erneuerbaren Ener­
gien ebenso ungeeignet, wie die Ankoppelung der Vergürungssätze an die Tarifstrom­
preise. Während diePreisenrwicklungauf dem Slfonunarkt infolgedcr Liberalisierung 
sich aber erst mit zweijähriger Ver..~ögerung auf die Höhe der Vergürungssäcze und 
damit auf die Nutzung der Alternatlvenergien tatsächlich auswirkt, kann die Härte­
kla usel- wie durch die Ankündigu ng der Preußen Elektra, ab Januar 2000 keinen Strom 
von Neuanlagen mehr eiJUuspeisen, jetzt deUtlich geworden - den weiteren Ausbau 
der erneuerbaren Energien sehr viel konkreter und sehr viel drastischer bedrohen. 
Diese Gefahr hat der Gesetzgeber bei Erlaß des Stromeinspeisungsgesetzes gesehen 
und das Bundeswimchaftsministerium in § 4 Abs. 4 StrEG ersucht, ibm rechtzeitig 
vor Eintreten eines solchen Falles - Erreichen der 5 %- Grenze im Sinne des § 4 Abs. 1 

Satz 3 StrEG - über die Auswirkungen der Härceklausel zu berichten. Damit hat der 
Gesetzgeber aber alles getan, um rechtzeitig einen Abnahmestopp von regenerativ 
erzeugtem Strom zu verhindern. § 4 Abs.4 StrEG dient gerade dazu, erforderliche 
Nachbesserungen der Härrek.lausel vornehmen zu können. 

V Das Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) 

Den insbesondere aus den rechtlichen Unsicherheiten resuhierenden faktischen 
dringenden Handlungsbedarf hinsichtlich einer Neuregelung des Stromeinspeisungs­
gesetzes hat der Gesetzgeber auch erkannt und mit dem Erneuerbaren-Energien­
Geserz zu lösen versuchtio

. 

78 BV~rfGE l S •• ('11.), SO, ~90 (HS); S6, S4 (79); 68 , ,S7 ()09)· 
79 BVor(GE p .• 19 (.61 I.) unter Hinw,is ~u l EIS. , ('}); So. '90 (JH)· 
80 Voo d~r ur<ptUnglichen PI.nung. d'l Gese.z im März .000 zu vcr:>bschicdcn und rückwirkend zum 

1. J3nlJ~r 1000 in Kraft ""'CO ZU lassen, wurde jedoch in crs,« linie ~uS vcrfAssungsr.chdichcn Gründen 
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Entsprechend der Koalitionsvereinbarung der Regierungspaneien vom 20.10. 1995, 
die erneuerbaren Encrgit'n verstärkt zu fördern8

', und gemäß der Verpflichrung der 
Bundesrepublik Deutschland zur Minderung der Treibhausgasemissionen um 2 I 

Prozent bis zum Jahr 2010 im Rahmen der Lastenverteilung der Europäischen Union 
zu dem KyoLO-Protokoll zur Klimarahmenkonvention der Vereinigten Nationen 
sowie der Selbsl:Verpflichmng der Bundesregierung, die Kohlendioxidemissionen 
bis zum Jahr 2005 um 25 Pro"lent gegenüber 1990 zu mindern!', bezweckt das Gesetz 
gemäß § I den Ausbau dieser Energieträger zu einem wesentlichen Standbein der 
Energieversorgung, um das in dieser Beslimmung ausdrücklich genannte Zid, den 
Anteil an der E!ektrizitätserzeugung bis zum Jahr 2010 zu verdoppeln, zu erreichen. 
Zu diesem Zweck hält das Gesetz an der erfolgreichen Aufnahme- und VergülUngs­
pflicht der Nerzbelreiber zugunsten der Erzeuger regeneraliver Energien des Strom­
einspeisegeserzes im GrundSatL fest (§ 3 Abs. 1 Satz I i. V. m. §§ 4-8 EEG). 
Die $tromabnahmeverpflichwng der Netzbetreiber ist dabei nach der Formulierung 
in § 3 EEG sogar noch weitergehend als in § 2 Abs . I und 2 EEG-Enrwurf. Nach der 
Entwurfsfassung konnre der Netzbetreiber unter Hinweis auf die nicht ausreichende 
Netzkapazität (»das Netz ist voll .. ) und die wirtschaftliche Unzumucbarkeit eines 
weiteren Netzausbaus die Einspeisung von Alternativstrom ablehnen, und zwar 
unabhängig davon, ob das Netz durch die Einspeisung konvenrionell oder regenerativ 
erzeugten Stroms ausgelastet war. Demgegenüber räumt § 3 Abs. I EEG den erneu­
erbaren Energien nunmehr. und zwar in Ausnutzung der in Art. 8 Abs. 3 der Elek­
trizitätsbinnenmarkc-Richtlinie der Europäischen Union dem mitgliedstaatlichen 
Gesetzgeber diesbezügüch eröffneten Möglichkeit, ausdrücklich eine Vorrangstel­
lung gegenüber atomar oder mit Hilfe fossiler Brennstoffe erzeugtem Strom ein. Ein 
Netzbetreiber kann gemäß § 3 Abs. I EEG die Suomeinspeisung nur ablehnen, wenn 
er nachweist, daß die Netzkapaziräten allein aufgrund der Durchleirung von umwelt­
freundlich erzeugtem Strom erschöpft sind und auch eine wirtschaftlich zumutbare 
Möglichkeit eines Netzausbaus nicht bestehr. Eine Auslastung des Stromnetzes 
ausschließlich aufgrund der Einspeisung von Alrcrnativstcom wird aber nur in 
äußerst seltenen Fällen anzunehmen sein!). Selbst dann muß der NetZbetreiber 
noch nachweisen, daß eine Erweiterung der Kapazitäten wirtschaftlich unzumutbar 
ist; anderenfalls isr er zum Ausbau seines Netzes verpflichtet. Das nach der Em­
wurtsfassung noch relativ große Risiko des Anlagenbetreibers, mit seinem Einspeise­
begehren von dem Netzhetreiber abgelehnt zu werden. ist nach der gesetuskräftigen 
Regelung daher (.151 gänzlich ausgeschlossen. 
Die Regelung der Vergütungssätze erfuhr im EEG eine umfangreiche Neuregdung. 
Wohl mit Rücksicht auf die seitens der EU geäußerten Zweifel an der Europarecht­
mäßigkeit der im Stromeinspeisungsgesetz enthaltenen Vergümngsregelungs\ die 
eine gleichmäßige Förderung der jeweiligen Energieerzeugungsanlagen vorsah, ent-

Ab",nd genommen und Sl."deos<n ein Inkr:>furc.cn 'rn erslen Tl!; dc~ .vf di~ Verkundung folgenden 
Mon.us '·orgcsehcn. Ein ruck..,irkendcs lnkr,furtlen hiu. d.s Gesetz mi, einer neu('n rech.lichen Un­
sicherhei. bebsteL Denn die V<rcinb3rKci. einer Ruckwirkung mit dem '·erfassungsr.ch,lichen Rech<;S­
sla'lSprin>.ip iSl zum;nd<"<1 nicht Im z,,"ciielhlit; 7.U dem StrcilSland ,iehe nur: Jar<1.Ss /Piero,h, GG-Kom­
mentar, An. Rd. 47 ff. mit ~al\lrcicheo N.chwci!Cn. Es w~r 3b", gerodt d ... Anliegen des Gcset>.gcbc .. , mit 
der Reform des E;nspcjs~"'CtZCS Vert ..... ucn ,u sch,ffen und die neue Regelu ng mög lichst frei von 
juris";"hen Streltfr.gen zu formulieren. 

SI ZRP '998, S. 490. 
Sl Begrundvng des Gesetzentwurfs. BT-Drs. 14hJ4l, 5.7. 
8, Vor .1Iem diese VQrr~ngugdung in §, Ab.. lEEG w>rd es sein. die.!i. G erichte in Zukunft auf Ersuchen 

der nerzbcrreibcndon Energieversorgungsunlt'mchmen .uf ihre VL'fbs<ungsnüßigkeit im Hinblick >u( 
deren ,us den Art.!l Abs. r. Art.14 Ab,.1 und Art.. Abs . • GG folgenden Grundrechte hin zu über· 
prulen h,ben. 

84 Brief dc-s Mitglieds der Europ;isehen Kommission Kare! v~n Miert .\n Bundcswirtsch3flSminislcr Güntcr 
Rc)([odt vom 1911998, 'bgcdr. in: Neue Energie 1998. Heft 10. $. H f. 
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halten die §§ 4-8 EEG in Pfennigbeträgen festgelegte Mindescvergürungssätze, die in 
Abhängigkeit von Alter, Ertrag bzw. Kapazität der Anlage degressiv gestaffeh sind. 
Gleichwohl ist die Europarechtmäßigkeit des neuen Gesetzes durchaus nicht unum­
stritten. Zwar gehen der Deutsche Bundestag und die Bundesregierung davon aus, 
daß es sich bei dem EEG nicht um eine staatliche Beihilfe im Sinne des Art. 87 EGV 
handelt'!, und verzichteten dementsprechend auf eine EU-rechtliche Notifizierung 
des Gesetzes (Art. R7 Abs. 3 EGV). Als Argumenc gegen den Beihilfecharakter der 
Regelung wird von der Bundesregierung angeführt, die Einspeisevergürungen wür­
den weder unmittelbar noch mi([elbar aus staatlichen Mitceln gewährt, demzufolge 
kOJlne von einer staatlichen Beihilfe keine Rede sein. So eindeUtig und überzeugend 
dieses Argument für die Befürworter dieser Auffassung ist, so wurde von der EU­
Kommission ja doch auch schon die Haltung vertreten, es genüge für den Beihilfe­
charakter, wenn die Zahlungen auf staatliche Veranlassung hin - z. B. aufgrund eines 
Gesetzes - erfolgen; KonstfukLionen wie das Stromeinspeisungsgesetz - die insoweit 
dem Erneuerbare-Energien-Gesetz entSprechen - könnten anderenfalls die BeihiHe­
kontrolle unterlaufen und die faire Konkurrenz auf dem europäischen Binn.enmarkt 
gefährdeni6

. Auf EU-rechtlicher Ebene wird die Neuregelung daher noch Anlaß 
juristischer Auseinanderseezungen sein87 . 

Einem Hauprargument der PreußenElektra gegen die Verfassungsmäßigkeit des 
StromeinspeisungsgeselzesSf

, die darin geregelte Abnahme- und Vergürungspflichc 
benachteilige das norddeutsche Unternehmen im Vergleich zu anderen, insbesondere 
süddeutschen Energieerzeugern unverhältnismäßig und stelle einen Verstoß gegen 
den Gleichheitssatz des Art. 3 Abs. I GG dar, wird mit der bundesweiten Ausgleichs­
regelung in §§ I1 Abs.I-4 i. v. rn. 3 Abs. I und 1 EEG zukünftig die Grundlage 
entzogen. In vier Etappen (Stufen) wird der regenerativ erzeugte Strom vom An­
lagenbetreiber bis zum Stromlieferamen weitergereicht und werden die finanziellen 
Belastungen durch die Einspeisung prozentual gleichmäßig verteilt. 
Nach § 3 Abs. t EEG ist der Betreiber des örtlichen Niederspannungsnctzes zur 
Einspeisung von regenerativ erzeugtem Strom gegen eine entsprechende Vergiitung 
verpflichtet (I. Stufe). Diesem gegenüber trifft den Berreiher des vorgelagerten Über­
tragungsnetzes gemäß § 3 Abs. 1 EEG eine § 3 Abs. I und §§ 4-8 EEG entsprechende 
Abnahme- und Vergürungspflicht hinsichtueh des eingespeisren Stroms (2. Srufe)89. 

Auf der Ebene der Übercragungsnetzbetreiber (in der Bundesrepublik sind es derzeit 
8) wird durch § I lAbs. 1-3 EEG eine bundesweit gleichmäßige Verteilung des 
regenerativen Stroms vorgenommen. 
Nach § I J Abs. I und 1 EEG hat ein Netzhetreiber, bei dem der Anteil regenerativen 
Stroms an der über sein Netz abgegebenen Gesamtstcommenge (evtl. aufgrund 
regionaler Besonderheiten) über dem bundesdeutschen Anteil regenerativen Scroms 
am Gesamtslfomverbrauch liege, gegenüber Netzbetreibern, bei denen das Aufkom­
men regenerativ erzeugten Stroms unter dem Bundesdurchschnitt liegt, solange einen 
Abnahme- und Vergütungsansprueh, bis die finanziellen Belastungen durch die Ein­
speisung von Regenerativstrom auf alle Netzbetreiber in Relation zu der durch das 

8S BT·Drs. '411776, S. r9. 
86 Siehe dazu Spiegel '011999. 
87 Zur Diskussion uber die EU-rcrhrlichcn BL'Wcrtung der Einspeisevcrgu!ungcn n>eh dem EEG ,iche auch 

BT-PrOl. vom 'S. 1 . ~G<>O, $. 8H'. 84)1, 84)8 r. R~ch"$ichcrhcil aul curop:iisehcr und n~li()n..11cr Ebene 
konnte in die ser HinsieIn vor ,Ilem die .ngckundiglc Richtlinie für Strom .us erncuerb.1rcn Energie· 
quellen des Europ:iischen Parbmcnts sch,ffen . MI! <Illern In · K.,{t-Trct.n ;<lllI.rdings nid" vor 100' zu 
rechnen . Neue Ene,,;;, Shooo, S. '4. Siche dazu luch Süddeutsch. Zeitung vom J 1. S. '000. 

SS Siehe die Verfassung,beschwerde der PrcußcnElcktr. vom 11. j. '998. Fn. S. 
g9 Bet großen Windparks entf"lh diese AusgkichSSlufc, d. dann dcr Übcnragungsnell'bClreibcr scboll sclbsr 

gcm,ß § J Ab,. , $.lIZ , EEG gege nüber Jen Anl.gcnbClrcibcm 1.\1' Einspeisung ,'crpflichtel ist. 
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jeweilige Netz geleiteten Srrommenge gleichmäßig verteilt sind. Nach Abschluß 
dieses Ausgleichs ist jeder Überrragungsnetzbetreiber im Besitz eines, bezogen auf 
die durch das jeweilige Nelz geleiwen Strommenge, gleichen prozentualen Anteils 

alternativen Stroms (3, Srufe). 
Ein weiterer Ausgleich findet auf der 4. Stufe in § tl Abs.4 EEG Stat(. Danach sind 
die Elektrizitätsversorgungsunrernehmen, die Strom an letzrverbraucher liefern 
(Suomlie(eramen), verpflichtet, von dem für sie regelveranrwonlichen Übenra­
gungsnetzbetreiber die bei diesem angelangten Mengen regenerat iv erzeugten Stroms 
anceilig abzunehmen und nach einem Durchschnittspreis (§ 11 Abs, 4 Satz 5 EEG) zu 
vergüten, Die Stromlieferanten wiederum dürfen gemäß § I 1 Abs. 4 Satz 6 EEG den 
aus erneuerbaren Energien erzeugten Strom, sofern sie ihn als solchen vermarkten, 
nicht unter diesem Durchschnitrspreis weiterverkaufen. Dieses Vorgehen führt dazu, 
daß alle Stromlie[eranten zu prozentual gleichen Anteilen zur Stromabnahme- und 
-vergürung verpflichtet werden und ein Preisdumping auf dem Ökostrommarkt 
verhindert wird?<>. 

Eine Deckelung der Einspeisung erneuerbaren Stroms, wie es § 4 StrEG vorsah, 
enthält d~s Geserz nicht mehr. Vor dem Hintergrund, daß der 5%- Deckel 1998 im 
Zuge der NovelIierung in das Stromeinspeisungsgeserz aufgenommen wurde, um die 
finanzielle Belastung einzelner zur Abnahme verpflichteter netzbctreibender Ener­
gieversorgungsunternehmen im Rahmen des Zumutbaren zu halten?', ist eine solche 
Obergrenze nach der Systematik des neuen Gesctzes auch nicht mehr erforderlich. 
Für eine Begrenzung der fln~nziellen Auswirkungen auf einzelne Neezberrciber ist 
mit dem Be!astungsausgleich gemäß §§ , , Abs. 1-4 i. v. m, 3 Abs. I und 2 EEG 
hinreichend gesorgt. 
Aus Grunden der Gleichbehandlung wurden auch Neuanlagen öffentlicher Ener­
gieversorgungsunternehmen in den Anwendungsbereich des Gesetzes aufgenom­
men, womit das RegeJwerk seinen Charakter als »Mitrdstandsgesetz«9l verlien. 
Ein Ausschluß der regenerativen Encrgieeraugungsanlagen öffentlicher Energiever­
sorgungsunrernehmen hätte wiederum zu neuen verfassungsrechtlichen Streitigkei­
ten geführt, was schon im Vorfeld für das Vernauen auf die Bescandskraft der Neu­
regelung abtr~glich wärc. 
Nicht in d~s Erneuerbare-Energien-Gesetz aufgenommen wurde die Regelung des 
§ 2. Abs~tz 3 Satz ( des Gesetzentwurfs, wonach die Netzbecreiber verpflichtet sind, 
den aufgenommenen Strom auf dem freien Markt bestmöglich zu verkaufen, sofern 
sie ihn nicht im Rahmen ihres eigenen Slrombcdarfs für den Netzbetrieb verwenden. 
Danach häue der Verkauf für alle Marktteilnehmer gleichberechcigt erfolgen und den 
gesetzlichen Anforderungen an die Elektrizitätsversorgungsuntemehmen genügen 
müssen9). Zu diesen Anforderungen zählt aber auch das in Art. 7 Abs.6 und Art. 14 
Abs.2-5 EG-Binnenmarkuichdinie Elektrizität9' für Elektrizitärsversorgungsunter­
nehmen9J verbindlich vorgegebene und in § 4 Abs. 4 EnwG in bundesdeufsches Recht 
umgesetzte Prinzip des »Unbundlings«. Es sieht die bctriebswirrschaftliche Trennung 
von Produktion, Transport und Verteilung des Stroms vor. Die damit im Bereich 
netzgebundener Diensrleistungen bezweckte org"nisatorische Entflechtung diene der 

90 BT·Dr,. ! 41>776. S.' S' 
9' Siche dHu die Begründung des "ul ci"r Initi ,,,i"e der schlcswig·hol,!Cinischcn L.nde"~gierung 7.unkk-

lulühre<tdcn Vorschl ags des Bundesr,,«, BR·Drs. HO/96 vOm' 4. 6.1996, S.S. 
9' So 2. B. COU.Bundestagsabgeordnclcr Dic,nch AUSlrrma"n in: Neue Eoe'!:i. t '/99, S. I}. 
93 So die Begründung zu §~ Absat7. 3 des Entwurfs. BT·Drs. 1412341, S. S. 
~4 Ricl"li"ic 96/9> EG des Europäischen P .. ·bmenls und des Rates VOm '9. 11. 1996 betreUend gcmcins"me 

V()Tschrif,cn für den Elekrriz it'lsbinnenmnrkl, ABI. l nJ,o. 
91 Energieyersorgungsun,ernchmcn sind gemäß § lAbs. J c",,·G ,!le Un, crncr.mcn u"d BClricbc. die 

andere mi, Energie versorgen oder ein Net? iiir die allgemeine Vrrso'!:ung betreiben. 
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J9l Vermeidung von Diskriminierung, Wenbewerbsverzerrung und Quersubventionen. 
Der europäische Gesetzgeber hat dieses Prinzip für den gesamten Strommarkt für 
verbindlich erklärt; es ersrrecke sich damit auch auf den Handel mit regenenuiv 
erzeugrtr Elektrizirä!. Die Nerzberreiber zum Stromhande! anzuhalten96, wie es 
§ 2 AbS'3 Saez I EEG-Entwurf vorsah, ist vor diesem Hintergrund zumindest 
problematisch. Die Gefahr, daß die geforderre Transparenz der Abrechnungsvor­
gänge durch die Verknüpfung des Neezbetriebs mit dem Verkauf von Strom in einem 
U ntemehmen eventuell nicht mehr gewährleisret isr97, haben die Verfasser des Ent­
wurfs zwar gesehen und in derselben Vorschrift (§ 2 Abs. 3 Satz 2 EEG-Enrwurf) zur 
Sicherstellung des diskriminierungsfreien Verkaufs und der Beachtung des Grund­
satzes der Endlechtung von Elektrizitätsversorgungsunrernehmen eine Verord­
nungsermächtigung zugunsten des Bundeswirrschafrsminiscers verankert. "Ermäch­
tigung« zum Erlaß einer Verordnung bedeucee aber im allgemeinen lediglich die 
Erteilung einer Befugnis und nicht ohne weiteres die Auterlegung einer Pflicht, 
von der Ermächtigung auch Gebrauch zu machen98 • Soll der Erlaß einer solchen 
Verordnung aber dazu dienen, das europa- und bundesrechdich gefordene berriebs­
wirtschaftliche Trennungsprinzip zu erfüllen, häue sich aus dem Gesetz ergeben 
müssen, daß der Bundeswirrschaftsministcr zum Verordnungserlaß nicht nur er­
mächtigt wird, sondern, daß ihn insowejt eine Pflicht trifft99 . Da der Wortlaut des 
§ 2 Abs. 3 Satz 2 EEG-Entwurf eine derartige Auslegung zumindest nicht nahe legt 
und sich auch aus dem EnTWurf im übrigen eine Verpfliehrung des Verordnungsgebers 
nicht ergab, ist es im Interesse der Rechtssicherheit, insbesondere im Hinblick auf 
mögliche europarechtliche Streitigkeiten zu begrüßen, daß der Vorschlag nicht Ge­
setzeskrafc erlangr hat. 
Mit der Titclzeile »Endlich Klarheit" feierte der Bundesverband Windenergie e. V. "'" 
schon Ende November 1999 den bekannrgewordenen Gesetzentwurf. Und Klarheit 
vermag auch das verabschiedete Eroeuerbare-Energien-Gesetz zumindest insoweic 
zu schaHen, als es den Willen der rot-grünen Bundesregierung manifestiert, die 
erneuerbaren Energien weiter zu fördern. Das Vertrauen der Investoren und der 
finanzierenden Banken in die Zukuohsfähigkeit der erneuerbaren Energien bekommt 
durch die in § 9 Abs. I EEG für die ersten 20 Jahre festgelegten verbindlichen 
Vergülungssätze, ohne 5 % - Deckel, wieder eine verläßliche Grundlage'o,. Auf dieser 
rechtlich gesichenen Grundlage wjrd der Ausbau der umweltfreundlichen Energie­
erzeugung weiter fortschreiten . 

96 Altern •• iv zu der Moglichkci., den Strom fur eigen" Syslcmdicnsdcisrungcn zu vcrw"ndcn, siehe § l 
Aus.) Salz I F.EG-Entwutf. 

97 Z. B. konrue d~r NCllbc,rciber "orgcbcn, geringere ,Is die tatsächlichen Entgelte fur den verkauften 
Rcgcnernlivsrrom erh.hen 2U h~bcn. um "ber dcn BebSlungsausgleich,ansprueh ge,n;:ß § 10 EEG­
Entwurf finanzielle Vonei le zu erl.ngen. 

9& M.U1l2. in: M.unz-Dtirig, GG, An. So Rn. 19-

99 S.dazlI MounT. (Fn'9S), An. So GG Rn. '9, Eine solche Rcchtsverordnung muß insbcsondere dafür 
SOI·gen. daß die Bort<:hnung der lin.n~icn"n Belastungen Jer Nc!zbcrreiber ,urgrund der Abn.hme· und 
VcrgürungspOiehr von rcgl:ncrJ.liv en:cuglcm StJ"Om komrolJicn und o:\chvollr.ichbil.l" erfolgt. 

I co Neue Energie! 999. Hd, Il, S. I r. 
101 So fühn z. B. die Regelung in § 7 EEG [ürconc Windenergie.nl.ge. d,e ex.kl den Rderen7.crlJ':Ig erreiehl, 

d~1.u, d.ß diese uber die erSlen funf Belriebsphre h,naus no,h <Vcilere 75 Monlte, insgesamt daher Clwa.> 
mehr als, I Jahre lang. don erhohlen Vergulungss,tz (17,8 Pflkwh) fur ihren S'rom erzieh. D.n.ch wird 
noch faSl 9 Jahre lang die KilowAHSlundc Strom mit 11,1 l>fcnnig verguter. Die durchscllniHlichc 
Vcrgulung ubcr .0 J.hr< betrag, d.mi. rund lld Pfennige pro KilowJ'lSlUnde. 
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VI. Fazit 

Angesichts der drohenden und bestehenden ökologischen Gefahren durch die bisher 
vorrangig betriebene Form der Energiegewinnung ergibc sich aus der in Art. 20 a GG 
formulierten Umwehschutzpflicht eine andauernde Handlungspflicht des Staates. die 
umweltschädigenden Faktoren der Energieerzeugung zu minimieren. Der Gesetz­
geber ist daher gebalten. gesetzliche Rahmenbedingungen für die Ausnutzung rege­
nerariver Energien bereitzuhalten. Eine eHekrlve Umsetzung des Scaacsziels Umwelt­
schutz im Bereich der Energiewirtschaft setzt ferner angesichts der nunmehr auch auf 
dem Strommarkt herrschenden marktwirtschafdichen Konkurrenzbediogungen 
staatliche Maßnahmen voraus, die die Gewinnung von Elektrizität aus erneuerbaren 
Energien nicht nur ermöglichen, sondern auch fördern. Diesem Ziel dienre ausdrück­
lich das Stromeinspeisungsgesetz vom 7. Dezember '990. Durch die in ihm geregelte 
Abnahme- und Vergürungspflicht von regenerativ erzeugter Energie zu einem an die 
Tarifstrompreise der Energieversorger gekoppelten Preis wurde ein Anreiz zur Aus­
nuu.ung von emeuerbaren EnergiequeUen und zur Errichtung entsprechender Ener­
giegewinnungsanlagen geschaHen. Durch die gezie!te Förderung regenerativer Ener­
gien griff das Gesetz vor allem in die Grundrechte derer ein, die auch in der Ener­
giewirtschaft tätig sind, die aber von der gesetzlichen Förderung nicht profitieren 
bzw. durch die Regelungen sogar belastet wurden. Zu nennen sind hier die Erzeuger 
von Strom aus atomaren und fossilen Brennstoffen sowie die Netzbetreiber und ihre 
grundrechtlichen SchutzanspTÜche aus der Berufsfreiheit gemäß Art. 12 Abs. 1 GG, 
aus der Eigenrumsgarantie gemäß An. 14 Abs. I GG, aus der unternehmerischen 
Handlungsfreiheit gemäß Are. 2 Abs. 1 GG sowie aus dem allgemeinen Gleichheits­
satz gemäß An. 3 Ahs. , GG. Als winschaftslenkendes Gesetz, das in Grundrechte 
anderer eingreift, muß das Gesetz den Anforderungen des Verhältnismäßigkeits­
grundsatzes und des Gleichbehandlungsgebms der am Markt operierenden Strom­
konzerne genügen. Freilich war insoweit die (zukünftige) Geeigncr.heit des Strom­
einspeisungsgesetzes, den Einsatz emeuerbarer Energien zu fördern, auf Grund 
verändener Rahmenbedingungen zweifdha[( geworden. Denn der ursprünglich 
mit dem Gesetz geschaffene Anreiz wurde durch die aufgrund der Strommarkt­
liberalisierung gesunkenen Strompreise zunehmend geschmälert, und er wäre vor­
aussichtlich - je nach Dramatik des Preisahscurzes - ganz weggef;!lIen. Dieser Um­
stand, wie auch die Aufnahme einer gesetzlichen Obergrenze für die Einspeisung von 
Alternativstrom in § 4 Abs. , StrEG trugen dazu bei, daß die Regelungen des Srrom­
einspeisungsgesetzes langfristig ungeeignet waren, den Einsatz erneuerbarer Ener­
gien zu fördern . 
Trau. der sich schon '999 abzeichnenden Entwicklung. daß sich das mit dem Strom­
einspeisungsgesetz verfolgte gesetzgeberische Ziel, die Nutzung alternativer Ener­
gien zu fördern. zukünftig nicht mehr erreichen ließ, ergab sich aus dem Grundsatz 
der Verhältnismäßigkeit (noch) keine verfassungsrechtlich begTÜndete Nachbesse­
rungspflicJu des Gescrzgebers. Dieser war jedoch im Hinblick auf die absehbaren 
Defizite für eine umwehgerechte, den Anforderungen des Art.20a GG gerecht 
werdenden Energiepolitik sowie angesichts der Berichtspflicht gemäß § .. Abs.4 
StrEG hinreichend legitimiert. mit dem ~Erneuerbaren-Energien-Gesetz - EEG" 
eine Neuregelung der Stromeinspeisung vorzunehmen. 
Das mit ihm verfolgte Ziel. das Vertrauen in die zukünftige staatliche Unterstützung 
dieser Art der Energiee.rzeugung zu stärken, um den Ausbau der regenerativen 
Energien weiter voranzutreiben. läßt sich mit ihm aller Voraussicht nach erreichen. 
Gleichwohl lassen sich neue juristische Auseinandersetzungen um das neUe Regel­
werk nichr ausschließen. Sie beueHen die Vorrangregelung des § 3 Abs. ( EEG vor 
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394 allem im Hinblick auf ihre Vercinbarkeit mir den grund rechtlichen Schutzansprüchen 
der Nerzbetreiber aus Art. 12 Abs. 1 und Art. [4 Abs. 1 GG. Insbesondere im Hin­
blick auf den bundesweiten Bclastungsausgleich unter den Netzbetreibern und den 
Stromlieferanten gemäß §§ J Abs.l und 11 Abs. 1-4 EEG ist jedoch im Ergebnis 
nicht von einer Grundrechtsverletzung der Netzbetreibcr auszugehen. 
Auch die Europ:l.feclumäßigkeit ist noch fraglich. Zwischen der EU und dem Bun­

desgesetzgeber ist nach wie vor umstritten, ob es sich bei der Vergütung für regene­
rativ erzeugten Strom Um eine notifizierungspflichtige Beihilfe im Sinne von 
Art. 87 H. EGV handeIr und ob diese dem europäischen Wectbewerbsrecht ent­
spricht. 
Insgesamt ist das neue Regelwerk zu begrüßen. Der Gesetzgeber setzt damit die 
erforderlichen Zeichen dafür, daß er gewillt isr. die erneuerbaren Energien auch 
zukünftig weiter zu fördern. Der klaren gesetzgeberischen Entscheidung kommt 
gerade vor dem Hintergrund des suapazierren Venrauens der potentiellen Investoren 
in der Alternativstrombranche und der Ankündigung der PreußenElektra, in Zukunft 
keinen Regenerativscrom von Neuanlagen mehr in ihr Netz einzuspeisen. eine zen­
trale Bedeutung zu. Es bleibt zu hoffen. daß sich die Bundesregierung und der 
Bundesgesetzgeber für das Erneuerbare-Energien-Gesetz auch auf europäischer 
Ebene mit Nachdruck einserzen. Denn nur ein konsequentes Vorgehen des Gesetz­
gebers kann die Verunsicherung im Winschafcsbcreich der regenerativen Energien 
und dic damir einhergehende Stagnation im Ausbau dieser Energieerzeugung lang­
fristig beheben. Und nur ein in dieser Hinsicht eindeutiges Verhalten läßt erkennen. 
daß sich der Gesetzgeber des Umweltschutzes als Sraatsaufgabe annimmt. 
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